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1. Instanz

Aktenzeichen S 60 AL 2953/05
Datum 02.02.2006

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu
erstatten. Die Sprungrevision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Wirksamkeit einer Entlassungssperre nach Anzeige
von Massenentlassung bzw. um die Verfristung der Massenentlassungsanzeige
sowie um Akteneinsicht in das Massenentlassungsverfahren und als Vorfrage um
die Klagebefugnis.

Der am 11. Februar 1961 geborene KlÃ¤ger stand vom 1. Januar 1999 bis 31.
Dezember 2003 in einer BeschÃ¤ftigung als Gruppenleiter. Die Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses erfolgte durch KÃ¼ndigung des Arbeitgebers am 26. Mai
2003 zum 31. Dezember 2003. Wegen der gegen die KÃ¼ndigung erhobenen
KÃ¼ndigungsschutzklage ist die Revision vor dem Bundesarbeitsgericht noch
anhÃ¤ngig â�� 8 AZR 37/05 -.

Auf die am 27. Oktober 2003 eingegangene Anzeige Ã¼ber Massenentlassungen
nach Â§ 17 KÃ¼ndigungsschutzgesetz â�� KSchG â�� setzte die Beklagte mit einem
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an den Arbeitgeber gerichteten Bescheid vom 26. November 2003 eine
Entlassungssperre fÃ¼r 146 Arbeitnehmer bis zum 27. November 2003 fest. Der
Bescheid enthielt die Auflage, die Arbeitnehmer hierÃ¼ber zu unterrichten.
Widerspruch legte der Arbeitgeber nicht ein.

Am 5. August 2005 legte der KlÃ¤ger gegen den ihm nicht zugestellten Bescheid
Ã¼ber die Entlassungssperre Widerspruch ein und stellte vorsorglich einen
Ã�berprÃ¼fungsantrag. Die Beklagte verwarf den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 1. September 2005 als unzulÃ¤ssig, da der KlÃ¤ger
durch den Bescheid Ã¼ber die Entlassungssperre nicht in seinen Rechten verletzt
worden sei.

Mit der am 21. September 2005 eingegangenen Klage wendet sich der KlÃ¤ger
weiter gegen die Wirksamkeit der Entlassungssperre. Er trÃ¤gt vor, der Bescheid
vom 26. November 2003 sei ihm gegenÃ¼ber nicht bindend, da er ihm nicht
zugestellt worden sei. Die Auflage in dem Bescheid, die Arbeitnehmer Ã¼ber die
Entlassungssperre zu unterrichten, zeige, dass die betroffenen Arbeitnehmer
hierdurch in ihren Rechten beeintrÃ¤chtigt wÃ¼rden. Im Lichte der Rechtsprechung
des EuropÃ¤ischen Gerichtshofes vom 27. Januar 2005 â�� C â�� 188/03 (Irmtraut
Junk/Wolfgang KÃ¼hnel (NZA 2005, 213) sei die Massenentlassungsanzeige vom
27. Oktober 2003 verfristet gewesen. MaÃ�geblicher Zeitpunkt sei die
KÃ¼ndigungserklÃ¤rung des Arbeitgebers vom 26. Mai 2003 gewesen. Die am 26.
Mai 2003 erfolgte KÃ¼ndigung sei daher unwirksam. Auch mÃ¼sse die Beklagte
ihm Akteneinsicht in das Massenentlassungsverfahren gewÃ¤hren, damit er
feststellen kÃ¶nne, ob er auf der Namensliste im Massenentlassungsverfahren
aufgefÃ¼hrt sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid des Arbeitsamtes Berlin Mitte vom 26. November 2003 in der Gestalt
des Widerspruchs- bescheides der Agentur fÃ¼r Arbeit Berlin Mitte vom 1.
September 2005 aufzuheben und festzustellen, dass die Anzeige von
Massenentlassungen vom 21. Oktober 2003 verfristet erfolgte sowie die Beklagte zu
verur- teilen, ihm Akteneinsicht in das Massenentlassungs- verfahren zu
gewÃ¤hren.

Der KlÃ¤ger beantragt weiterhin,

die Sprungrevision zuzulassen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt den angefochtenen Bescheid aus den GrÃ¼nden des
Vorverfahrens fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Der den KlÃ¤ger betreffende Vorgang der Beklagten hat der Kammer vorgelegen
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und ist Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist unzulÃ¤ssig. Dem KlÃ¤ger steht als Arbeitnehmer keine Klagebefugnis
gegen die gegenÃ¼ber dem Arbeitgeber ausgesprochene Entlassungssperre im
Bescheid vom 26. November 2003 zu. Der KlÃ¤ger ist als Arbeitnehmer im
Verfahren des besonderen KÃ¼ndigungsschutzes bei Massenentlassungen nach Â§
17 ff. KSchG nicht beteiligt, ihm kommt der Schutz nur mittelbar zugute. In eigenen
Rechten wird er durch dieses Verfahren nicht verletzt. Â§ 17 KSchG stellt daher
auch kein Schutzgesetz zugunsten der Arbeitnehmer im Sinne von Â§ 823 Abs. 2
BGB dar. Die Zielsetzung des Gesetzes ist arbeitsmarktpolitischer Art. Es geht nicht
um den KÃ¼ndigungsschutz des einzelnen Arbeitnehmers, daher wird im
Verwaltungsverfahren auch nicht die Wirksamkeit der einzelnen KÃ¼ndigung
geprÃ¼ft. Vielmehr soll die Arbeitsagentur in die Lage versetzt werden,
Massenentlassungen, etwa durch Beschaffung von Krediten, zu verhindern, oder
sich rechtzeitig auf zu erwartende Entlassungen grÃ¶Ã�eren Umfangs durch
VerhÃ¤ngung von Entlassungssperren nach Â§ 18 KSchG einzustellen (vgl. Erfurter
Kommentar, 6. A., 2006, Â§ 430 KSchG Â§, 17 Rdnr. 2, Schaub,
Arbeitsrechtshandbuch, 11. A., Â§ 142 Rdnr. 45); Spellbrink/Reicher, Kasseler
Handbuch des ArbeitsfÃ¶rderungsrechts Â§ 40 Rdnr. 6). Dementsprechend kann der
KlÃ¤ger auch nicht mit Erfolg geltend machen, er sei in seinen Rechten durch eine
verfristete Anzeige von Massenentlassungen verletzt worden. Die
KÃ¼ndigungsbeschrÃ¤nkungen der Â§ 17 ff. KSchG und diejenigen der Â§Â§ 1 ff.
KSchG gelten Ã¼berdies vÃ¶llig unabhÃ¤ngig voneinander. Auch durch die Auflage
im Bescheid vom 26. November 2003, den Inhalt des Bescheides Ã¼ber die
Entlassungssperre den Arbeitnehmern bekannt zu geben, folgt nicht ein eigenes
subjektives Recht auf Ã�berprÃ¼fung des Inhalts. Vielmehr kann ein Unterlassen
dieses Hinweises gegenÃ¼ber dem Arbeitgeber lediglich die VerhÃ¤ngung von
Ordnungsgeld zur Folge haben.

Nach dem Vorstehenden kommt daher auch kein Anspruch des KlÃ¤gers auf
Akteneinsicht in die Unterlagen des Massenentlassungsverfahrens in Betracht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -. Sie
entspricht dem Ergebnis in der Hauptsache.

Erstellt am: 16.02.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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